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Die Politik in 
der europäischen 
Gemeinschaft muß 
Ernst machen mit der 
Gleichstellung der Frauen 
in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens. 

Bis heute kann in keinem Land 
Europas von wirklicher Gleichbe
rechtigung, geschweige denn von 
Befreiung der Frauen gesprochen 
werden. Bestimmend für die Situa
tion der Frau ist nach wie vor eine 
geschlechtsspezifische Arbeitstei
lung, die den Männern die Arbeit im 
Erwerbsbereich und den Frauen die 
Arbeit im Privatbereich, d. h. im 
Haushalt und in der Betreuung von 
Kindern, älteren Menschen und 
Kranken und die Versorgung des 
Ehemannes, zuweist. Diese Arbeit 
der Frauen ist im Gegensatz zur Er- , 
werbsarbeit unbezahlt und von der 
Gesellschaft nicht als Arbeit aner
kannt. Dies führt zu einer persönli
chen - ökonomisch und sozial be
dingten - Abhängigkeit der Frau 
von ihrem Mann. 

Die Selbstverständlichkeit, mit 
der immer noch von Frauen erwar
tet wird, daß sie allein die für die Ge
sellschaft notwendige Arbeit der 
Kindererziehung und Hausarbeit zu 
tragen haben, hat auch eine grund
sätzliche Benachteiligung von Frau
en im Erwerbsleben zur Folge. Er
werbstätigkeit bedeutet für Frauen 
Doppel- und Dreifachbelastung 
durch Haushalt, Kinder und Beruf. 
Darüberhinaus erhalten Frauen we
niger Lohn für gleiche Arbeit, arbei
ten auf schlechteren Arbeitsplätzen, 
haben geringere Aufstiegschancen 
und schlechtere Ausbildungschan
cen als Männer. 



Hausarbeit, Kindererziehung 
und Berufstätigkeit müssen auf 
Männer und Frauen 
gleichermaßen verteilt werd~n.  

Geschlechtsspezifische Arbeits
teilung bedeutet aber nicht nur die 
Aufspaltung der gesellschaftllich 
notwendigen Arbeit qua Geschlecht 
in die "sichtbare" Arbeit des Er

werbsbereichs und die "unsichtba
re" des Privaten. Sie bedeutet 

•gleichzeitig	 eine gesellschaftliche 
Minderbewertung, aller sogenann
ten "typisch weiblichen" Tätigkeiten 
auch im Erwerbsbereich (Erzie
hungs- und Pflegeberufe, Tätigkei
ten, die besondere Anforderungen 
an Geschicklichkeit, Ausdauer und 
nervliche Belastbarkeit stellen, 
Dienstleistungen usw.). 



J, 
r 
r~ 

Durch die derzeitige wirtschaftli
che, ökologische und soziale Krise 
verschlechtert sich die Lage der 
Frauen noch weiter. Mehr als Män
ner sind sie von der Erwerbslosig
keit betroffen. Als sogenannte 
"Doppelverdiener" diskriminiert, 
werden sie zunehmend aus dem Er
werbsleben gedrängt. Staatliche so
ziale Dienstleistungen werden zu
rückgenommen und den Familien 

auferlegt. Das bedeutet konkret, 
daß den Frauen zusätzlich und un
bezahlt die Pflege von Alten und 
Kranken zugewiesen wird - und 
dies unter dem Deckmantel der Auf
wertung "weiblicher" Fähigkeiten. 

Insgesamt ist die gegenwärtige 
Situation dadurch gekennzeichnet, 
daß sich die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung nicht allmählich auf
löst, sondern im Gegenteil weiter 
verfestigt. Eng damit verbunden ist 
eine grundsätzliche Minderbewer
tung der Frauen, die sich wie ein ro
ter Faden durch alle gesellschaftli
chen Bereiche zieht. Sie äußert sich 
in 

•	 der weitverbreiteten Gewalt ge
gen Frauen, 

•	 der Unterrepräsentation von 
Frauen in allen Bereichen öffent
lichen Lebens (Medien, Parteien, 
Gewerkschaften usw.), 

•	 der sexuellen Diskriminierung 
als Objekt männlicher Bedürfnis
se, 

•	 der Reduzierung und Festlegung 
auf die Mutterrolle. 

Ziel der GRÜNEN ist eine Gesell
schaft, die nicht auf Unterdrückung 
nach dem Geschlecht aufbaut. Eine 
Voraussetzung hierfür ist die ge
rechte Verteilung der gesammten 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit 
auf alle Menschen, d. h. die Auftei
lung von Haus-, Erziehungs-und Er
werbstätigkeit auf Männer und 
Frauen gleichermaßen. 

DIE GRÜNEN setzen sich ein für 
den Abbau von hierarchischen 
Strukturen zugunsten einer huma
nen Gesellschaft, in der Frauen und 
Männer gleichberechtigt und solida
risch miteinander leben und arbei
ten. 
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Frauen im uPrivat"bereich 

Die Reduzierung der Frau zum 
Geschlechtswesen findet vom er
sten Tag ihres Lebens statt . 

•	 Von allen Frauen - ob berufstä
tig oder nicht - wird die Erledi
gung von Hausarbeit erwartet. 
Eine Arbeit, die einerseits als un
qualifiziert im Sinne von Beruf 
oder Ausbildung gilt, wie gleich
zeitig umfassend ist in dem, was 
sie abdecken soll. Dieser Wider
spruch wird dadurch zugedeckt, 
daß den Frauen die für die Haus
ar.beit notwendigen Fähigkeiten 
als "weibliche Natur" zuge
schrieben werden, - als ob 
Hausarbeit dem eigenen Trieb 
und den Bedürfnissen der Frau
en entspringen würde. 

•	 Die biologische Fähigkeit, Kinder 
zu gebären, wird ebenfalls gegen 
die Frauen gewendet. Die Fähig
keit wird den Frauen zur Pflicht 
gemacht - einerseits durch ei
ne Ideologie, die in der Mutter
schaft die eigentliche Bestim
mung der Frau sieht, anderer
seits aber auch durch massiven 
Druck, wie es das Mittel der Stra
fandrohung gegen Abtreibung 
darstellt. 



•	 Dadurch, daß Frauen die ge
samtgesellschaftlich notwendige 
Arbeit des Kinderaufziehens 
übernehmen, sind sie schwer
wiegenden Benachteiligungen 
ausgesetzt. Diese Arbeit ist 
wie auch die Hausarbeit - un
bezahlt, ohne Urlaub und Feier
abend und vor allem ohne jede 
eigene Alterssicherung. 

•	 Brutalster Ausdruck der Frauen
unterdrückung in unserer Gesell
schaft ist die Gewalt gegen Frau
en. Unzählige Frauen und Mäd
chen werden gerade im angebli
chen Schonraum der Familie von 
ihren Männern und Vätern kör
perlich und psychisch mißhan
delt, was sie u. a. verstärkt in 
psychische Krankheiten treibt. In 
den seltensten Fällen können sie 
sich dagegen wehren, weil sie 
ökonomisch, sozial und rechtlich 
abhängig sind. 

•	 Verwaltigung wird im öffentlichen 
Bewußtsein wie auch in der 
Rechtssprechung immer noch 
eher als "Kavaliersdelikt" ange
sehen. Vergewaltigung in der 
Ehe gilt nicht einmal als Straftat 
und ist somit staatlich legitimiert. 
Nicht nur in der Ehe wird die se
xuelle Verfügbarkeit der Frau 
vorausgesetzt. Sie wird auch ge
nerell durch Medien - offen 
oder unterschwellig - propa
giert. Weibliche Sexualität hat in 
dieser Gesellschaft - soweit 
Frauen überhaupt Sexualität zu
gestanden wird - nur auf den 
Mann gerichtet zu sein. Lesbi
sche Frauen und Mädchen wer
den als anomal diskriminiert. 



Wir GRÜNEN wollen eine Welt, 
In der jede Diskriminierung 
und Gewalt gegen Frauen 
aufgehoben Ist. 

Hausarbeit und Kindererziehung 
als gesamtgesellschaftlich notwen
dige Arbeit dürfen nicht mehr einem 
Geschlecht allein zugewiesen wer
den. Diese Arbeiten dürfen für die, 
die sie übernehmen - ob Mann 
oder Frau, ob Eltern oder NichteI
tern - keinen Nachteil irgendeiner 
Art zur Folge haben. Männer und 
Frauen muß es ermöglicht werden, 
Kindererziehung und Erwerbstätig
keit miteinander zu vereinbaren 
ohne den Zwang zur Entscheidung 
für das Eine oder das Andere. 

Beiden Geschlechtern müssen 
alle Möglichkeiten zur breiten Ent
faltung ihrer Persönlichkeit offenste
hen. DIE GRÜNEN streben eine 
Welt an, in der jede Diskriminierung 
und Gewalt gegen Frauen aufgeho
ben sind. 

DIE GRÜNEN fordern daher: 

•	 Ausweitung des Mutterschutzes; 
•	 Einführung einer mindestens 

zweijährigen, aufzuteilenden EI
ternfreistellung, renten- und so
zialversichert, mit Arbeitsplatz
garantie; 

•	 bedarfsdeckend~,s  Kindergeld; 
•	 gesetzlich verankerter Anspruch 

auf drastische Reduzierung der 
Erwerbsarbeitszeit für alle Erzie
henden (Männer oder Frauen) 
bei arbeitsrechtlicher Gleichstel
lung mit Vollzeitarbeitsplätzen; 

•	 Anrechnung von Kindererziec 
hungszeiten für die Rente; 

•	 ausreichende, eigenständige AI
terssicherung für Frauen; 



•	 Bereitstellung von quantitativ 
und qualitativ ausreichenden 
Kindertagesstätten; kleinere 
Schulklassen, mehr Ganztags
schulen; 

•	 Ausbau von ambulanten Hilfen 
für alte Menschen sowie für psy
chisch und physisch Kranke; 

•	 Einrichtung und Finanzierung 
von selbstverwalteten Frauen
häusern; 

•	 Strafverfolgung von Vergewalti
gung auch in der Ehe; Zulassung 
der betroffenen Frauen und von 
Frauengruppen als Nebenkläge
rinnen; 

•	 Förderung von Sexualberatungs
und Familienplanungszentren; 

•	 Entwicklung und kostenlose Ab
gabe von unschädlichen Verhü
tungsmitteln für Männer und 
Frauen; 

•	 ersatzlose Streichung aller juri
stischen Sanktionen für abtrei
bende Frauen und Ärzte, die den 
Abbruch vornehmen, d. h. für die 
Bundesrepublik Streichung des 
§ 218; 

•	 Übernahme von Kosten für 
Schwang erschaftsabb rüche 
durch die Krankenkassen. 
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Frauen im Erwerbsleben 

Durch die Anforderungen als 
Hausfrauen und Mütter, die erwerb
stätige Frauen im Gegensatz zu 
Männern immer noch zusätzlich er
füllen müssen, sind sie in der an 
männlichen Lebensläufen orientier
ten Berufswelt in jeder Beziehung 
benachteiligt. 
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•	 Dies fängt schon bei der Ausbil
dung an. So gelten viele Ausbil
dungsberufe als "typisch männli
che" Tätigkeiten und sind des
halb für Mädchen rechtlich oder 
faktisch nicht zugänglich. Typi
sche "Frauenberufe" dagegen 
werden oft schlecht bezahlt und 
haben einen niedrigeren gesell
schaftlichen Status. 
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Als weitere Maßnahmen halten 
DIE GRÜNEN für dringend 
erforderlich 

•	 Die längst überfällige Schaffung 
eines an die EG-Richtlinien ange
paßten Antidiskriminierungsge
setzes für die Bundesrepublik, 
das 
o Mußvorschriften statt Solivor

schriften enthält und wirksa
me Sanktionen bei Verstößen 
vorsieht, 

o die Beweislast für Nichtdiskri
minierung dem Angeklagten' 
zuweist, 

o	 auch indirekten Diskriminie
rungen von Frauen wirksam 
entgegentritt. 

•	 Ausländische Frauen werden als 
Anhängsel ihrer Ehemänner be
trachtet. Ihre Aufenthaltsgeneh
migung in EG-Staaten darf nicht 
von der ihrer Männer abhängig 
gemacht werden . 

•	 Grundsätzlich sind bei allen Ent
scheidungen und Maßnahmen 
der EG die direkten und indirek
ten Auswirkungen auf Frauen 
auch in Nicht-EG-Staaten zu be
rücksichtigen. 



DIE GRÜNEN ins 
Europaparlamentl 

In allen Ländern Europas sind 
Frauen aktiv geworden, um sich ge
gen ihre Unterdrückung zur Wehr zu 
setzen. Die Frauenbewegung ist in
ternational; überall kämpfen Frauen 
für ihre Gleichberechtigung um eine 
herrschaftsfreie Gesellschaft. Seit 
dem Beginn der Frauenbewegung 
wächst allmählich das Bewußtsein 
für die benachteiligte Lage der 
Frauen. 

DIE GRÜNEN wollen die Forde
rungen der Frauenbewegung auf
greifen und auch in das Europapar
lament einbringen. Gerade vom Eu
ropaparlament sind in den letzten 
Jahren positive Ansätze in dieser 
Richtung entwickelt worden. Viele 
Staaten Europas - die Bundesre
publik ist hier an erster Stelle zu 
nennen - haben jedoch die Vor
schläge des Europaparlaments bis
lang weitgehend ignoriert. Hier gilt 
es verstärkten Druck auszuüben, im 
Parlament - vor allem aber auch 
auf außerparlamentarischer Ebene! 




